Berteljähriger Ubonnementepr. in Breslau 5 Marf, Wochen-Abonnem. 50 Pf., 
außerhalb pro Quartal incl. Porte 6 Mark 50 Gf. — Inferttonsgebühr für den 
Raum einer ſechstbeiligen Vetit-Zeile 20 Pf., Reclame 50 Bf, 


Nr, 106. Mittag Ausgabe. 


8 Dentſchlan d. 


0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
12. Sitzung vom 2. März. 
1 uhr. Am Tiſche des Bundesraths: Hofmann, ö 
ere Michaelis, Friedberg, Dr. Struck, Dr. Meyer und zahlreiche andere 
e ſarien. 
dere gfenangen find die Ueberſichten der 
Mul Reichs für die Rechnungsveriode vom 1. Januar 1876 bis 3liten 
13 1877, nämlich: A. die Ueberſicht der ordentlichen Ausgaben und Ein: 
ahmen der laufenden Verwaltung nebſt Anlagen; 
h lien Ausgaben und Einnahmen auf Reit 
is 1875; C. die Ueberſicht der außeretatsmäßigen außerordentlichen Aus⸗ 
aben und Einnahmen, welche durch den Krieg gegen Frankreich veranlaßt 
ind oder mit denſelben in Zuſammenbang find. N 
uf der Tagesordnung ſtebt zunächſt die Fortſetzung der zweiten Be⸗ 
dalbung des Geſetzentwurfes, betreffend die Feſtſtellung des Reichsbaushalts⸗ 
dals; das Haus beſchäftigt ſich zunächſt mit dem Etat des Reichs⸗ 


* 


Mlundheitsamtes, für welches im Ganzen 44,525 Mark mebr g 
dert werden, und zwar für zwei neue Mitglieder (einen Techniler un 
einen Statiſtiker), mehrere neue Bureaubeamte und für das 
MM Eg. Reichenſperger (Crefeld): 1 : \ 
„525 Mk. mehr gefordert, fo daß ſich das Reichsgeſundheitsamt gewiſſer⸗ 
Malen als financielle Aufſaugungsmaſchine entpuppt, 
illiardenſegen verduftet iſt, entbehren könnten. Die 
Amtes befriedigen in keiner Weiſe und die un 
wirklichen werden. Die öffentliche Geſundheitspflege kann in 
d durch populäre Schriften cultivirt werden; ſie von Staats wegen be⸗ 
keiben wollen, bleibt immer mißlich. Die in der Denkſchrift betonte Noth, 
endigkeit der unantaſtbaren hygieiniſchen Autoritäten kann dadurch gelöſt 
erden, daß man an den deulſchen Hochſchulen Lehrſtüble für die Geſund⸗ 
dato errichtet. Betreffs des ebenfalls erwähnten Impfgeſetzes ſteht feſt, 
b an einzelnen Orten die Ausführung deſſelben ſehr mangelhaft und 
ſamentlich die örlliche Entfernung zu groß it. Die N | 
8 ſtetigem Steigen begriffen und die Impfſtatiſtik wird uns zeigen, daß die 
Acultative Impfung vor der obligatoriſchen den Vorzug verdient. An⸗ 


bier, von Nahrungsmitteln ausarbeitet. Es dürfte ſich aber empfeblen, 
m 
5 der öffentlichen Beſprechung zu unterbreiten. Es iſt nolhwendig, gegen 

Falſcher eine polizeiliche und ſtaats anwaltliche Razzia vorzunehmen und 


ie Verbreiter geſälſchter Producte zu erheben. Bevor wir die Mehrſorde⸗ 
dung bewilligen, müſſen wir erſt ſehen, was geleiſtet worden iſt und wohin 
as Amt ftenert. i 
en der 2e Dr. Struck: Mit dem Geſetzentwurf über die Ver⸗ 
un 
ahre 1876, und hat man dabei nicht allein die 
im Auge gebabt, ſondern auch die vielen oft übertriebenen und unrichtigen 
Notizen geprüft, die im Publikum über Nahrungsmittelverfälſchung eirculiren. 
Tas Amt hat im vorigen Jabre 9900 Mark ir chemiſchen Unterſuchungen 
bevilligt erbalten, und es ſind bis beute 833 Unterſuchungen über oft recht 
tee Nahrungsmittelverfälſchungen angeſtellt worden. Das Amt bat 
alſo gearbeitet und will arbeiten. Bei dem Geſetzentwurf kommt es haupt⸗ 
läczlich darauf an, N ! 
Amt nicht zu entſcheiden. Ehen ſo wenig kann das Amt Razzias an: 
gheſetz, hat das Amt nicht herunterzureißen, ſondern zu perbeſſern. Die ver⸗ 
Hugten Beamten ſollen eine Chrenanite 
naten für dieſelben alſo nur niedrig bemeſſen. 


in München bat ſich dieſe Einrichtung glänzend bewährt. Das Amt, 
delches er unt der Nabmeg geicaften, kann die Mehrforderung un⸗ 
Möglich entbehren. Bewilligen Sie ihm die 

gedeihliche Wirkſamkeit deſſelben unmöglich machen. R 

Abg. Dr. Mendel: Die obligatoriſche Leichenſchau iſt das Fundament 
Aller Beftrebungen des Reichsgeſundheitsamtes, die Vorausſetzung einer 
Rundlichen Mortalitätsſtatiſtit und umfaſſenden Organifation der Hygieine. 
(Widerſpruch) Daß man den Lebensmittelfälſchern hauptſächlich mit Polizei 
und Staatsanwalt zu Leibe gehen will, involpirt eine be hg! 
deſugniſſe der Polizei: Sie machen die täglichen Bedürfniſſe abhän; 
ſeltgeilicher Begutachtung. Eine gute Drganilation der Geſundheitspflege 
ft nur möglich auf dem breiteſten Boden der Selbstverwaltung. Man 
‚ Mganiftre den ärztlichen Stand, bilde ärztliche Bezirks-, Kreis: und Pro: 
dinzzalausſchüſſe und dann einen Staatsausſchuß. Aus dieſen Ausſchüſſen 


bindung mit den übrigen Verwaltungsbebörden. Wiſſen \ f 
gaben kinn ich dem Amt nicht zugeſtehen; es hat nur gls techniſcher Bei: 
tath zu dienen, und fo lange es uns nicht beſſere Bürgſchaften bietet als 
bisher, kann ich die Mehrferderung nicht bewilligen. 
dem Sinne, daß es Informationen ſammelt und ertheilt, und zugleich 
men läuft. dieſer b 
können daher die Mittel bewilligen, die es bisher bezogen. Eine Mehr: 
ewilligung eintreten zu laſſen, liegt lein Anlaß vor, da eine Ausdehnung 
der Wirkſamkeit des Amtes nicht geboten erſcheint. 

eilmitteln z. B. gehören nicht zur Aufgabe des Amts. 
ute betrügen, fo ift das ihre Sache. (Widerſpruch.) Mein 
at die obligatoriſche Leichenſchau betont und ſich gegen die Mitwirkung der 

1 bei der Geſundbeitspflege ausgeſprochen. Aber auf dem Lande 
ehlen die ‚ 

Ätteirkung der Polizeiorgane iſt bei Ausübung einer rationellen Geſund⸗ 
beitspflege unvermeidlich. 

Abg. Dr. 

1 Mängel, 
bird die Impfſtatiſtit dem 100 | 
er facultativen zur obligatoriſchen Impfung ein ſegensreicher geweſen. 
| Dr. Zinn: Nach mancherlei Irrfahrten bat das 


aſſen ſich die 


g. 
deitsamt a 
dem es nicht nur Statiſtik trieb, ſondern auch einen 
Verfälſchung der Lebensmittel vorbereitete. Als 


ennung verdient. 
nicht zu bewilligen, umſomehr, als wir jährlich nur 109,000 
Öffentliche Geſundheitspflege r Leben während kleine Staaten, 


Fur. z. B. 
olland und einige ſchweizeriſche 


Ac 
[3 
tung, den Communen ꝛc. wird dieſe 8 übertragen und davor braucht 
man ſich nicht zu fürchten. Das Amt hat ſich bisher rotz feiner beſcheidenen 
Mittel bewährt. 5 
undescommiſſar Dr. Struck: 
Lage 
anzuſte 
großen Volks⸗ und Wanderkrankheiten beſtehen, erreichen fol. 


es ſchon die Menſchlichkeit gebietet, auf die in ſolchen 


haltenen ge 


ſtügt ſich ſaſt 


reslauer 


von Pfretzſchner, Nahrungsmittel wird 


Ausgaben und Einnahmen des] Hand geben. 


legt i ten Hoffnungen ſchwerlich] Sorge für die 
gt nur klar, daß ſich die an das Amt geknüpften Hoffnungen Pa Fanden zu nberlaſſen if 


it. Die Zahl der Gegner it) gen 


fülfanung verdient es, daß das Amt einen Geſetzentwurf über die Ber: Bu 


ntwurf nicht ſofort vor dieſes Haus zu bringen, ſondern denſelben] ren 


üuttggen auf Fahrläſſigkeit nicht nur gegen die Fälſcher, ſondern auch gegen | tb 


8 2 a * 2 2 2 die t 
r e 3 Falscher Bureauvorſteber für erforderlich erachtet. 


Melon, da ibm jegliche Executive fehlt. Beſtehende Geſetze, wie das Impf⸗ Zeit nach dem Eniſteben, größere Summen für die 


U i die] nicht recht klar geworden, welt 3 nen 
va Der 1 ck ſtändige, techniſche Mitglied einnehmen fol. Ein techniſches Mitglied 


Univerſitäten kann ich nur zuſtimmen, wöhnlich nicht für die Adminiſtrativverwaltung geeignet. den { 
ſuſchen Sehritüblen an den Deuten 1 5 ae für] amt wird die adminiſtrative Leitung durch die ſtändigen Mitglieder, die 


der Macht: ge 
ängig von] können dem? 


deeruti i den für die Geſundheitspflege und ſetze diefelben in | ein gro 
e a " ale Auf irgend eine Erfindung gemacht haben un 


Ang. Lucius: Das Amt iſt in erſter Linie eine berathende er 85 Mal ahn 

erb. A . 
Centralpunkt, in welchem die geſammte deutſche Geſundheitsſtatiſtik zuſam⸗ drängten Lage Erhöhungen der Ausgaben aus der Mitte des 
In dieſer Beziehung hat ſich das Amt bisher bewährt und wir angeregt werden. 


Mein Vorredner] Patentamtes eine Aenderung der 


für die] gelegentlich wieder aufzunehmen, wenn auch vor ſan 


überlaſſen; es iſt aber zweifelhaft, ob fie dieſe Unterſuchungen mit 


Nutzen übernehmen können, da die Laboratorien für hygieiniſche Zwecke 
Specialinſtitute fein müſſen. Außerdem würden ſich die Koſten dadurch 
nicht geringer ſtellen. Das projectirte Geſetz gegen die Verfälſchung der 
niemals mit Wirkſamkeit in Kraft treten tönen, 
wenn ‚nicht andere, als die bisher exiſtirenden, unterſuchende Stationen 
vorhanden ſind, welche dem Richter das erforderliche Material an die 


Abg. Hausburg: In der Denkſchrift heißt es, daß das Reichsgeſund⸗ 
beitsamt erſt nach Vervollſtändigung der Statiſtik über die Kinderſterblichkeit 


B. die Ueberſicht der] diesbezügliche Vorſchläge machen will. Ich glaube aber, daß die heutige 
e aus ee Sn 1871 Statiſtit ausreichend iſt, um in einer beſtimmten Richtung vorzugehen, da 


es feſtſteht, daß die bei den ſogenannten Engelmacherinnen untergebrachten 
unehelichen Kinder in größerer Anzahl im erſten Lebensjahre ſterben, als 
andere Kinder. Die Pflegerinnen, welche in dem Ruf der Engelmacherei 
ſtehen, werden beſonders geſucht; das iſt nichts Anderes, als ein zugelaſſener 
und privilegirter Kindermord, gegen den von Reichswegen eingeſchritten 
werden muß. Eine polizeiliche Ueberwachung würde wenig erſprießlich ſein, 


e- und es wäre an der Zeit, daß das Reichsgeſundbeitsamt mit Vorſchlägen 
d | berborträte. t 3 
Laboratorium. nicht ordentlich ernähren können; vielleicht iſt es zweckmäßig, daß die Kinder 
Es werden im diesjährigen Etat] in Anſtalten untergebracht werden, die unter ftaatliher Aufſicht ſtehen. 


Die Pflegerinnen übernehmen Kinder zu Dutzenden, die ſie 


Abg. v. Winter: Die Organiſation der öffentlichen Geſundheitspflege 


die wir jetzt, wo der] darf nicht zu einem Ausfluß der Poliſewerwaltung gemacht werden, ſondern 
bisherigen Leiftungen | muß einen Theil der Selbitverwaltung bilden. Auch der ſegensreich wir⸗ 
8 vorgelegte Denkſchrift kende deuiſche Verein für die Geſundheitspflege hat anerkannt, daß die 


öffentliche Geſundheit den Gemeinden und öffentlichen Ver⸗ 
Wenn dieſer Geſichtspunkt aufgegeben wird, ſo 
erſticken wir das in den Gemeinden für dieſen Gegenſtand waltende Inter⸗ 
eſſe, und es liegt keine Veranlaſſung zu einem ſolchen Schritte vor. Die 
Gemeinden verdienen alle Anerkennung für das, was aus ihrer Initiative 
für die Geſundheitspflege geſchehen iſt. a 

Der Antrag auf . an die Budget⸗Commiſſion wird abge⸗ 
he der Etat des Reichs⸗Geſundheits amts unverändert 
ehmigt. 
In dem Etat für das Reichspatentamt werden 87,435 Mark mehr 
verlangt, und zwar für drei nichtſtändige Mitglieder und das eulſprechende 
reau. 
Abg. Dr. Grothe weiſt darauf hin, daß die Regierung die dirigi⸗ 
de Kraft, welche bis jetzt noch nicht gefunden ſei, nunmehr finden müſſe. 
Die Vermehrung der nichtſtändigen Mitglieder ſei mit Freuden zu begrüßen. 
Die größere Specialiſtrung der Fächer könne nur vortheilhaft auf die Er⸗ 
eilung der Patente einwirken. Ta 

bg. Hammacher wünſcht eine Erklärung darüber, ob es nicht im 

ntereſſe der Ausführung des Patentgeſetzes liege, daß für eine der ſtändigen 

tellen eine Perſon angeſtellt würde, die ihr Amt nicht als Nebenamt, ſon⸗ 
dern als Beruf und Lebensau- abe betrachte. Das Bedürfniß hierzu babe 
Regierung damit anerkannt, daß ſie einen neuen, techniſch gebildeten 
Wenn dies aber ſchon für das 
Bureau notbwendig ſei, daun müſſe um fo mehr für die ſtändige Stelle 
eines Oberbeamten eine techniſche vollamtliche Kraft gewonnen werden. 
Anderen Falles würde die Prüfung der Patentanträge haupiſächlich in die 
Hand von Subalternbeamten gelegt. f 

Vorſitzender des Patentamts Geh.⸗Rath Jacobi: Die Fülle der Arbeit, 
mit welcher das Parlament bei ſeinem Entſtehen bedacht worden iſt, hätte 


eine techniſche Begründung zu geben; Rechtsfragen bat eigentlich größere Anſprüche nöthig gemacht, als der vorliegende Ciat ent⸗ 


bält; aber die Regierung hat es nicht für angemeſſen gehalten, ſchon kurze 
Zwecke der dauernden 
Geſtaltung zu verlangen. Aus den Ausführungen der Vorredner iſt mir 
welche Stellung eigentlich das von ihnen . 
iſt ge⸗ 
In dem Patent⸗ 


techniſche durch die nichtſtändigen Mitglieder verſehen. Eine Zurückſtellung 


ſelbe nicht, fo werden Sie eine] der techniſchen Mitglieder kann hierin nicht gefunden werden; vielmehr ſollen 


dieſelben mit den Fortſchrilten der Induſtrie in lebendigem Zuſammenbang 
bleiben, was nicht möglich wäre, wenn ihnen gleichzeitig die ſchwierige Ad⸗ 
miniſtration auferlegt würde. i 
Abg. Braun (Wiesbaden): Ich kann mich nach fo kurzer Zeit des Be⸗ 
ſtehens des Patentamtes nicht zu einer Aenderung des beſtebenden Patent⸗ 
ſetzes verſtehen. Wir befinden uns in einem Uebergangsſtadium und wir 
atentamte nur dankbar ſein, daß es Fin große Arbeitälait 
bisher ohne Vermehrung der Ausgaben bewältigt hat und auch wohl feiner 
bewältigen wird. Ich weiß nicht, was ich mir unter dem eee tech⸗ 
niſchen Genie, welches man für das Patentamt verlangt, vorſtellen ſoll. Die 
Geſchäfte des Patentamtes werden ſich wahrſcheinlich vermindern. Jetzt iſt 
ßer Andrang von Leuten, welche . bes letzten Menſchenalters 
mund dieſelbe wegen der Lage der 
Patentgeſetzgebung der Einzelſtaaten bis jetzt bei ſich behalten haben. Es 
lommen jezt auch die Patentinhaber der Einzelſtaaten, welche ihre Patente 
unificirt und generahfirt haben wollen. Deshalb wollen wir die Sachen 
ahr laſſen, wie ſie jetzt ſind. Ich halte es auch mit dem Abg. 
ülg für nicht conſtitutionell, daß bei unſerer fi — — 75 
eichstage 


Nach dem Schluß der Debatte conſtatiren die Abg. Hammacher und 
Grotbe in perſönlicher Bemerkung, daß fie nicht eine Aenderung der be 


Unterſuchungen von] ſtehenden Geſetzgebung befürwortet hätten. 


Abg. Braun erwidert, daß ihre Vorſchläge wegen der Beſetzung des 
r Geſetzgebung zur Vorausſetzung hätten. 
Der Etat des Patentamtes wird genebmi 


t. 
Es folgt die dritte Berathung des Ansliefernngabericans zwiſchen 


Organe, um eine wiſſenſchaftliche Leichenſchau auszuüben und die dem Deutfhen Reiche und Braſilien. 


Abg. Schmidt (Stettin) erinnert an einen früheren Beſchluß des Reichs⸗ 
tages, durch den die Regierung aufgefordert wurde, nach Möglichkeit dabin 


Wachs: Allerdings bat das Impfgeſetz noch verſchiedene] zu wirken, daß ein Conſularvertrag mit Braſilien behufs definitiver Regu⸗ 
„B. bezüglich der Herbeiſchaffung guter Lymphe, aber im Ganzen] lirung der Lage der dort lebenden Dentſchen, fo wie ein Poſtvertrag abge: 
„ Reichenſperger zeigen, daß der Schritt von] ſchloſſen werde, um den Deutſchen in Braſilien den geſchäftlichen und Privat⸗ 


verkehr mit dem Heimathlande zu erleichtern und zu ſichern. Nachdem Bra⸗ 


[ en eichsgeſund⸗ ſilien dem Weltpoſtverein beigetreten ſei, bleibe noch der Abſchluß des Con⸗ 
101 trotz 1 0 Anfechtungen den richtigen Weg gefunden, in: | jularbertrages zu erledigen. Der Präſident Delbrück habe damals mitge⸗ 

i Geſetzentwurf über die theilt, daß über einen ſolchen Vertrag mit Braſilien bereits verbandelt und 
. N itglied der dom Amte ein Entwurf paraphirt worden fei, derſelbe fei jedoch dann nicht zur Anz 
berufenen ommiſſion, welche die techniſche Grundlage für dieſen Entwurf] nahme gelangt, weil die braſilianiſche Regierung die geforderten Befugniſſe 
ſchaffen foll, kann ich verſichern, daß das Streben des Amtes alle Aner⸗ der deutſchen Conſuln bezüglich der Rechts verhältniſſe nicht zugeſtehen wollte. 
Es liegt deshalb kein Anlaß vor, die Mehrforderung Gleichwohl verſprachen die 


ertreter der Reichsregierung, die Verhandlungen 
8 Hoffnungen 
usſichten vorhanden 


gewarnt wurde. Redner bittet um Auskunft, welche 


ſchwe antone, viel größere Summen dafür ber |jeien, durch neue Verhandlungen einen Vertrag zu Stande zu bringen, der 
billigen. Wollen wir die Geſundheitsflege jo organiſiren, wie es der Abg. beſonders die Erbrechte der minorennen Erben in Braſilien verſtorbener 
Mendel will, ſo werden wir noch lange auf dieſe Organiſation warten] Deutſcher ſicher ſtelle und den deutſchen Conſuln und Conſularagenten die 
Die Furcht vor der Polizei iſt unbegründet, denn nicht die ſtaat⸗Befugniß ertheile, giltige Ehen zwiſchen Perſonen verſchiedener Confeſſion 
Polizei kommt bier in Frage, ſondern den Organen der Selbitberwal- | abzuſchließen. 


Bundesrathsbevollmächtigter v. Philipsborn erklärt, daß die Hinder⸗ 
niſſe gegen den Abſchluß eines Conſularvertrages mit Braſilien noch immer 


etzt iſt die Zeit gekommen, um es kräftiger zu organifiten. | fortbeitehen und trotz der größten Bemühungen und verſchiedenſten Ver⸗ 
Das Reichsgeſundheilsamt muß in die ſuche feitens der Reichsregierung nicht zu beſeitigen waren. Zwar habe man 
eſetzt werden, wiſſenſchaftliche Unterſuchungen in großem Mabitabe ſeitens der braſilianiſchen Regierung den deutſchen Conſuln die Befugniß 
en, wenn es feine Ziele, die namentlich in der Verfolgung der zugeſtehen wollen, in den auf 0 
5 \ € ; Die 103: direct einzugreifen, dagegen ſich entſchieden geweigert, dieſelben zur Mit⸗ Kindern unter 12 
e Mittel können dem Reichsgeſundheitzamt nicht gleichgiltig fein, daf wirkung bei Nachlaßregulirungen von deutſchen Reichsangehörigen zuzu⸗ Befugniß beigelegt, 

litteln häufig ent: | lafjen. Portugal und Italien hätten kürzlich einen fo beſchränkten Con⸗ liche Arbeiter überhaupt zugelaſſen werden ſollen. 


die Schifffahrt bezüglichen Angelegenheiten 


n en Stoffe aufmerkſam zu machen. Die Hygiene] ſularvertrag mit Braſilien abgeſchloſſen; nach dem einſtimmigen Urtheil Entwurf angeht, e e ö 
in allen Gebieten auf die Chemie, daher ein Laboratorium | unferer dortigen Conſuln fei es aber für uns vortheilhaſter, die Sache jetzt gelegt worden. Wenn er auch zur Beſchlußfaſſung nicht mehr gelangt iſt, 


3 


Neunund fünfziger Jahrgang. — Verlag von Ednard Trewendt 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag einmal, Montag 
zweimal, an den übrigen Tagen dreimal erſcheint. 


6. 


Montag, den 4. März 1878. 


begnügen, als nach dem Vorgang der oben genannten Staaten einen ſo 
ungenügenden Vertrag abzuſchließen. 

Abg. Hopf kommt auf die Aeußerung des Bundescommiſſars über ſein 
bei der erſten Leſung erbobenes Bedenken zurück. Daſſelbe gründe fi 
darauf, daß neben der einem allgemeinen Princip entsprechenden Aus⸗ 
ſſchließung der Auslieferung der eigenen Nationalen eine Strafverfolgungs⸗ 
pflicht gegen dieſe in dem Rahmen des Vertrages und der beimiſchen Ges 
d e ſtipulirt werde. Er bleibe dabei, daß dieſe Beſtimmung ſich bis⸗ 

her in keinem deutſchen Auslieferungsvertrage finde. auch nicht in dem vom 
Bu adescommiſſar angezogenen italieniſchen von 1871. Dieſer verpflichte nur 
die talieniihen Behörden, falls Deutſchland Anlaß nehme, einen ſeiner 
Nation alen wegen eines in Italien begangenen Verbrechens zu verfolgen, 
die Ben eismittel zu liefern, laſſe alſo der deutſchen Juſtiz freie Hand, 
während Oer braſillaniſche Vertrag dieſelben vinculire. Es ſei fraglich, ob 
Letzteres mit § 4 unſeres Strafgeſetzbuchs in Einklang ſtehe, der die Ver⸗ 
folgung der Von Deutſchen im Auslande begangenen Verbrechen nur aus⸗ 
nahmsweiſe fircultatid ſtatuire. Braſilien gegenüber ſei allerdings der 
Punkt nicht von ſolcher prakuſchen Bedeutung, um deshalb den Vertrag zu 
verwerfen. Er fe aber der Regierung zur Prüfung in künftigen Fällen zu 
empfehlen; bei einem Vertrage mit einem zu Deutſchland in lebhaſteren 
Beziehungen ſtehend. n Nachbarſtaate werde der Reichstag die Frage in 
ernſtliche Erwägung zu nehmen haben. 

Abg. v. Bunſen (Waldeck conftatirt mit Befriedigung, daß der portu⸗ 
gieſiſche Text dieſes Vertre'ges frei ſei von den ſprachlichen Mängeln, welche 
im vorigen Jahre an dem engliſchen Texte des Freundſchaftsvertrages mit 
den Tongainſeln gerügt worden ſeien. Er fragt die Regierung, ob von der 
Reichs⸗Regierung der demnächſi Je Abſchluß weiterer Auslieferungsverträge 
reſp. die Uniſtzirung der von den Kinzelſtaaten abgeſchloſſenen Auslieferungs⸗ 
verträge in Ausſicht genommen feı- 

Abg. Frhr. v. Dücker vermißt ein. Beſtimmung darüber, wie elwa ent⸗ 
ſtebende Streitigkeiten über die Interpꝛa tation dieſes Vertrages entſchieden 
werden ſollen. Es ſeien dazu die internationalen Schiedsgerichte zu empfehlen, 
wodurch überhaupt Kriege erfolgreich vermioden werden könnten. Redner 
geht ſodann weiter auf die Frage internatiowaler Schiedsgerichte und die 
Erörterung ihrer Vortheile ein, wird aber vom Präſidenten auf die Sache 
verwieſen. Er ſchließt mit der Bitte, daß künftig beim Abſchluß von aus⸗ 
wärtigen Verträgen auf die Conſtituirung zwiſchenſtaatlicher Schiedsgerichte 
hingearbeitet werden möge. 

Der Vertrag wird unverändert definitiv angenommen. 


Auf den Antrag der V. Abtheilung, in deren Namen der Abg. v. Kehler 
referirt, geht das Haus über die wider die Wahl des Abg. Kraaz 
erhobenen, thatſächlich unbegründeten Beſchwerden zur Tagesordnung über. 

Es folgt die erſte Berathung der Geſetzentwürfe, betreffend die Ab⸗ 
änderung der Gewerbeordnung und betreffend die Gewerbe⸗ 
gerichte. — Die Generaldiscuſſion beider Vorlagen wird verbunden. 
MReichskanzleramtspräſident Hofmann: Schon in der vorigen Seſſion 
iſt das Bedürfniß einer Reviſion der Gewerbeordnung anerkannt worden; 
von einer Seite wurde eine vollſtändige principielle Umkehr, von einer 
andern eine radicale Umgeſtaltung verlangt, die übrigen in der vorigen 
Seſſion geſtellten Anträge bewegten ſich in engeren Grenzen. Ein ma⸗ 
terieller Beſchluß des Hauſes wurde damals nicht gefaßt, aber die dreitägige 

Berathung hat weſentlich zur Klärung der Sache beigetragen und der Re⸗ 
gierung ibre Aufgabe erleichtert, denn dieſelbe koennte aus den Debatten die 
Wünſche des Hauſes erkennen und gewann Anhaltspunkte für die Weiter⸗ 
führung der Repiſion. Bei der Ausarbeitung der Entwürfe ging man da⸗ 
von aus, daß die Reviſion ſich nur auf diejenigen Punkte beſchränken ſolle, 
in denen zweifellos ein Bedürfniß vorliegt und bezüglich welcher man über 
die Abhilfemittel Klarheit gewonnen hat. Den weiter gehenden Wünſchen 
entſpricht alſo die Vorlage nicht. Der Vorwurf der Halbheit iſt den Ent⸗ 
würfen in der Preſſe ſchon gemacht worden, aber ich hoffe, daß das Haus 
dieſen Standpunkt der Beſchränkung und der Vorſicht billigen wird. Wer 
mehr verlangt, der bedenkt zu wenig, wie viel Verluſte der Nationalwohl⸗ 
ſtand erleiden wird, wenn die Geſetzgebung zu raſch und ungeſchickt ein⸗ 
greift. Die deutſche Arbeit iſt viel zu wertbvoll, als daß man fie zum 
Gegenſtand gewagter Experimente machen könnte. Die vorgeſchlagenen 
Aenderungen liegen zunächſt auf dem Gebiete des Arbeitsvertrages. Die 
sonferbative Fraction hatte im vorigen Jahre die allgemeine Einführung 
der Arbeitsbiſcher beantragt, von denen man eine beſſere polizeiliche Con⸗ 
trole der Arbeiter, eine feftere Geſtaltung des Arbeitsverhältniſſes und 
außerdem die moraliſche Wirkung erwartete, daß der Arbeiter mehr an ſeine 
Pflicht, den Vertrag zu halten, gemahnt würde. 

Trotzdem die verbündeten Regierungen das Gewicht dieſer Gründe keines⸗ 
wegs verkannten, jo haben fie doch einen Zwang zur Führung von Arbeits⸗ 
büchern nicht vorgeſchlagen, weil bei einem Widerſtand der Arbeiter dieſe 
Maßregel auf außerordenlliche Schwierigkeiten ſtoßen würde; die wohlthä⸗ 
tigen Folgen würden dann von dem Nachibeil überwogen werden, daß da⸗ 
mit ein neuer Grund des Zwieſpalts in das Arbeitsverhäliniß getragen 
wird. Deshalb haben die derbündeten Regierungen einen mittleren Weg 
eingeſchlagen und beantragen, daß die Arbeits bücher zwangsweſſe für Ar⸗ 
beiter unter 18 Jahren beſtehen ſollen; bis zu dieſem Lebensalter iſt dies 
aus Gründen der Erziehung und der nicht vollkommenen Selbſtſtändigkeit 
gerechtfertigt, es wird dies auch auf keinen großen Widerſtand ſtoßen. Für 
die älteren Arbeiter bedarf man keines Zwanges, da muß man es der na⸗ 
lichen Entwickelung überlaſſen, ob ſich die Arbeitsbücher einbürgern werden 
oder nicht. Es iſt aber an die Führung eines Arbeitsbuches der Vortheil 
geknüpft worden, daß ein Arbeiter, der ein ſolches beſitzt, das Recht hat, 
ein Zeugniß zu derlangen. Wenn ein ſolches Inſtitut den Bedürfniſſen des 

ewerblichen Lebens eniſpricht, dann wird der, der ein Buch bis zum 18. 
Jabre geführt hat, es auch ſpäter beibehalten; mit der allgemeiner werden⸗ 
den Sitte würde alſo auch eine geſetzliche Beſtimmung in Wegfall kommen 
können. Weiter ſoll das Lehrlingsverhältniß anderweitig geregelt werden; 
in Bezug auf dieſen Punkt war eine größere Uebereinſtimmung des Hauſes 
im vorigen Jahre zu bemerken. Dem Zwang einer ſchriftlichen Form des 
Lehrverkrages hat ſich das Geſetz nicht vollkommen angeſchloſſen, weil in der 
schriftlichen Form häufig ein Mittel liegen würde, das Geſetz zu umgehen 
aber es find an die ſchriftliche Abfaſſung des Lehrvertragetz gewiſſe Vor⸗ 
theile geknüpft, die der Verallgemeinerung dieſer Form Vorſchub leisten; 
werden. Für den Arbeitgeber iſt die Möglichkeit gegeben, den Lehrling 

zwangsweſſe in die Lehre zurückführen zu laſſen, wenn er ſie widerrechtlich 

bertafen bat. Der Anſpruch auf Entſchädigung von Seiten des Lehrherrn 
und des Lehrlings hat ebenfalls den ſchriftlichen Vertrag zur Voraus: 


etzung. g 5 N 

Im Uebrigen find Maßregeln vorgefehen, welche ein wiederrechtliches 
Verlaſſen, der Lehre verhindern ſollen. Was die Frauen⸗ und Kinderarbeit 
angeht, ſo hat man die Erfahrungen gemacht, daß die Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung gar nicht zur Ausführung gekommen ſind, weil ſie auf die Be⸗ 
dürfniſſe der verſchledenen Induſtriezweige keine genügende Rückſicht genommen 
baben. In der Gewerbeordnung iſt bedingungslos die Zeit für die Kinder⸗ 
arbeit feſtgeſtellt worden. jede Verlängerung oder Verkürzung fur den einen 
oder andern Induſtriezweig iſt vollſtandig ausgeſchloſſen. Die engliſche 


— 


Fabrikgeſetzgebung bat für beſtimmte Fabriken Normen gegebenen, je nach 


der Verſchiedenheit der Fabrikationszweige. 
überſehbare Mannigfaltigkeit der Beſtimmungen entſtanden. Außerdem ſind 
der Verwaltung große Befugniſſe gegeben worden. Die Entwürfe haben nun 
verſchiedenartige Beſtimmungen getroffen, dahingehend, daß die Zeit der 


Dadurch iſt freilich eine ſchwer 


Beſchäftgung nicht erhöht, aber eine andere Zeiteintheilung geſtatiet wird, 


daß für beſondere Verhältniſſe Dispenſationen gegeden werden können. 
Dem ſtehen auch Verſchärfungen entgegen; ſo wird die Beſchäftigung von 
Jahren abſolut verboten; dem Bundesratbe iſt die 
die Bedingungen vorzuſchreiben, unter denen jugend⸗ 
: ! Was den zweiten 
fo war Ibnen ein ähnliches Geſetz bereits 1874 vor⸗ 


. Man ne möglichſt raſcher und endgiltiger Unterſuchungen nothwendig] noch in der Schwebe zu laſſen und uns mit dem perſönlichen Einfluß un⸗ ſo hat doch die Kritit in der Gensraldebatte Folgendes ergeben: man tadelte, 
ft. 
N 


an köunſe fie möͤglicherweiſe anderen wiſſenſchaftlichen Inftituten Ijerer Conſularbeamten bis zum Eintritt eines günſtigeren Zeitpunktes zu daß die Gewerbegerichte mit den ordentlichen Gerichten verſchmolzen und 
* 


nur ein a derſelben waren und daß man mit einem ſolchen Geſetz 
der damals in Beratbung befindlichen Proceßgeſetzgebung vorgreife. 

„Die jetzige Vorlage conſtituirt die Gewerbegerichte als ſelbſiſtändige In: 
ſtitute. Es iſt viel acht nicht wünſchenswerth, ſolche Specialjurißdictionen 
zu gründen. Mein bei den beſonderen Verhälinifien des gewerblichen 
Lebens und Wer Zuläſſigkeit folder Gerichte nach der neuen Gerichtsorgani⸗ 
fation emp* ahl ſich ein ſolches Vorgeden. Daß ſich im Einzelnen Aus⸗ 
ſtellunge a ergeben werden, will ich nicht verkennen; es kann der Regierung 
nur erwünſcht fein, die Entwürfe einer gründlichen Prüfung zu unterziehen; 

Lerbeſſerungsvorſchläge des Hauſes und der Commiſſion werden bei der 
„Regierung ein Entgegenkommen finden. Ich moͤchte bitten, daß das Haus 
die Entwürfe mit Woblwollen prüft und dazu beiträgt, daß noch in dieſer 

Seſſion eine Verſtändigung erreicht wird. 

Abg. Ackermann: Gegen den erſten Entwurf haben wir einzuwenden, 
1) daß betreffs der Sonntagsbeiligung keine präciſen Beſtimmungen ge: 
troffen worden ſind. Wir wünſchen den Sonntag unſerer Vorfahren, der 
lediglich der Erbauung, Erholung und Ruhe gewidmet war. (Beifall rechts.) 
2) Daß die Arbeitsbücher nicht cd ein eingeführt werden, was die 
Mebrzahl der Arbeitgeber und auch ein Theil der Arbeiter wünſchen. 3) 
Daß für den Lehrvertrag die obligatoriſche ſchriſtliche Form nicht beliebt 
worden ift; 4) daß bei dem Uebergang des Lehrlings zu einem anderen Ge: 
werk nicht die Entſcheidung der Behörde eingeholt werden muß; 5) daß man 
den Lehrbrief nicht berückſichtigt bat; 6) daß die Arbeitszeit für Kinder von 
12 bit 14 Jahren auf 10 Stunden ausgedehnt werden kann und 7) daß 
die Beſtimmungen über die Fabrik⸗Inſpectoren der Particulargeſetzgebung 
überlaſſen bleiben. Dagegen haben wir gegen den Entwurf über die Ge: 
werbegerichte keine ernſtlichen Bedenken. Redner ſtellt ſchließlich noch An⸗ 
träge feiner Partei über das Schank Conceſſionsweſen und die Wanderlag a 
und Wander⸗Auctionen in Ausſicht und empfiehlt Verweiſung beider 7 or, 
lagen an eine Commiſſion von 21 oder 28 Mitgliedern. N 

Präſident des Reichskanzleramtes Hofmann: Die preußiſche Rec rung 
bat bereits einen Geſetzentwurf über die Schankconceſſionen ausg, ‚arbeitet, 
der voraus ſichtlich in kurzer Zeit dem Bundesrath und demnächſt de Reichs⸗ 
tag zugehen wird. Ueber die Wanderlager und die Auctionen and Grörie: 
zungenleingeleitet worden, deren Reſultate jedoch noch nicht abge ;&ioffen ſind. 

Abg. Genſel (Secretär der Handelskammer in Leipzig): Ich muß da 
gegen vroteftiren, daß durch die Gewerbeordnung das wirt! „ſchaftliche Leben 
in Deutſchland geſchädigt worden ſei. Es würde entſchiede , Kati fein, wenn 
die Hoffnung erregt würde daß durch die Reform der G ewerbeordnung un: 
ere wirihſchaſtlichen Verhäliniſſe gehoben werden könnt n. Gerade der Abg. 

dermann hatte wenig Veranlaſſung, jo gegen die Gewerbeordnung aufzu⸗ 

treten, da gegen die ſächſiſche Gewerbeordnung von 4861 und deren Novelle 
von 1869, welche hauptſächlich durch conſervative, Etemente zu Stande ge: 
kommen ſind, die jetzige Reichs⸗Gewerbeordnung ein wahres Muster conſer⸗ 
vativer Geſetzgebung iſt. Als ein berechtigte“, Geſichtspunkt muß gelien, 
daß die jetzige Vorlage, ſoweit es thunlich war, mehr auf die beſonderen 
Verhältniſſe der einzelnen Induſtriezweige eingegangen iſt. Die facultative 
Einführung der Arbeitsbücher für Arbeiter über 18 Jahren iſt nur zu bil⸗ 
ligen, da anderenfalls eine große Unzufriedenheit in den Arbeiterkreiſen ber: 
vorgebracht und kein gedeihliches Verhältniß zwiſchen Arbeitern und Arbeit⸗ 
gebern erzielt worden wäre. Die obligatoriſche Einführung könnte nur bei 
einer ſcharfen polizeilichen Controle Erfolg haben und ein folder Zwang 
würde gewiß eine berechtigte Unzufriedenheit hervorrufen. Seitdem bei uns 
die Arbeitsbücher aufgehoben wurden, iſt das Selbſtbewußtſein der Arbeiter 
bedeutend geſtiegen und jo unerwünſcht auch manche Aeußerung deſſelben 
ſein kann, ſo muß ich es doch als berechtigt anerkennen. 

An die Beſtimmung des Cntwurf® über das Lehrlingsweſen knüpfe ich 
keine allzu großen Hoffnungen. In Frankreich haben Vorſchriften ähnlichen 
Inhalts zum Erfolg gehabt, daß die guten Arbeiter immer mehr verſchwin⸗ 
den. Man bört dort dieſelben Klagen wie bei uns. Man bat jetzt in 
Frankteich durch Einrichtung von Fachſchulen und Lehrwerlſtätten einen 
neuen Weg eingeſchlagen, den auch wir betreten müſſen. Die ähnlichen 
Inſtitute Deutſchlands find viel zu alademiſch und wohl geeignet, Ingenieure, 
aber nicht gute Arbeiter zu bilden. Das Ziel der Fabrikgeſetzgebung muß 
ſein, geiſtig und körperlich tüchtige Arbeiter durch den Schutz der Unmün⸗ 
digen und Frauen beranzubilden. Die engliſche Methode verdient Nach⸗ 
abmung; denn wenn auch dort die Arbeitgeber bei jeder Veränderung ge 
klagt haben, die Induſtrie könne dabei nicht beſtehen, ſo kamen doch die 
neuen Geſetze auf die Dauer der Induſtrie zu gute; dies wird auch bei uns 
der Fall ſein, wenn man allmälig und mit Berückſichigung der beſtehenden 
Verhäliniſſe vorgeht. Was die Arbeit der Kinder unter vierzehn Jahren be: 
trifft, ſo läßt die Vorlage einen Rückſchritt erkennen; es liegt keine Ver⸗ 
anlaſſung vor, dieſe Kinder bis zu 10 Stunden des Tages arbeiten zu 
laſſen; das könnte höchſtens als Ausnahme gelten. Die gänzliche Beſei⸗ 
tigung der Kiaderbeſchäftigung in der Hausinduſtrie wird fi ſchwerlich 
durchfübren laſſen. Auch ich ſteuere dem Ziele der Arbeitsverkürzung zu, 
aber glaube nicht, daß bier ein geſetzlicher Zwang anzuwenden iſt, womit 
auch ſchwerlich den Arbeitern ſelbſt geholfen wäre. 

Die Frauenarbeit hat nicht die rechte Berückſichtigung gefunden; nament⸗ 
lich den verheiratheten Frauen müßte der Sonntag freigegeben werden. Im 
Großen und Ganzen bin ich mit der Vorlage einverſtanden; einzelne Ver⸗ 
änderungen werden ſich in der Commiſſion bewerkſtelligen laſſen. Was den 
Geſetzentwurf wegen der Gewerbegerichte betrifft, fo begrüße ich es mit 
ren daß den Gemeinden dadurch die Möglichkeit der Einrichtung dieſer 
o außetordentlich ſegensreichen Inſtitution erleichtert wird. Die Schwierig: 
keiten, die ſich bisder dieſer Aufgabe entgegenſtellten, waren ſo groß, daß 
viele Communen dadurch zurückgeſchreckt wurden, und die Stadt Leipzig 
beiſpielsweiſe exit geſtern dazu gelangt iſt, auf Grund der Gewerbeordnung 
ein ſolches Gericht bei ſich einzurichten. Auf die Details der Vorlage gehe 
ich en ein, wenn ich in dieſer Beziehung einen Wunſch auszuſprechen 
bätte, ſo wäre es vielleicht der, daß man die Wählbarkeit der Arbeiter etwas 
weiter ausdehnte und nicht auf das vollendete dreißigſte Jahr beſchränkte. 
Wenn ich auch nicht allzu große Hoffnungen auf die in Angriff genommene 
Reform der Gewerbeordnung ſetze, ſo erwarte ich doch, daß ſie vielen berech⸗ 
tigten Beſchwerden der Arbeitgeber und Arbeiter ein Ende machen, vor 
Allem aber den Muth und das Vertrauen wieder erhöhen wird, daß es 
gelingen wird, durch eigene Energie die Verhältniſſe zu beſſern. (Beifall.) 

bg. Walter erklärt zunächſt, daß er nicht im Namen der Foriſchritis⸗ 
artei, der er angehört, ſondern ausſchließlich in ſeinem eigenen Namen 
preche. Den großen Erwartungen, die man von der Vorlage hege, ſchließe 
er ſich nicht an, dieſelbe ſei jedoch immerhin geeignet, den Faden 
gewiſſer Arbeiterkreiſe ein Ziel zu ſetzen. Freilich gehe der Entwurf hierin 
noch nicht weit genug: namentlich wünſche er die zwangsweiſe Einführung 
der Arbeitsbücher für alle Arbeiter. Einem tüchtigen Arbeiter könne es 
doch nur lieb fein, ein Zeugniß ſeines Wohlverhaltens zu beſitzen, und 
untüchtige Arbeiter zu begünitigen, habe die Geſetzgebung keine Veran⸗ 
laſſung. Entweder ſeien die Arheitsbücher eine gute Einrichtung, dann ſolle 
man ſie obligatoriſch machen; oder aber ihr Nutzen ſei zweifelhaft, dann 
möge man ſie überhaupt nicht einführen. Die polizeiliche Zwangsmaßregel, 
durch die ein Lehrling zu ſeinem a den er widerrechtlich verlaſſen, 
wieder zurückgeführt werden könne, halte er gleichfalls für ſehr zweckmäßig. 

Der Ausdruck „polizeilicher Zwang“ erwecke bielleiht in manchen Bedenken, 

in der Praxis aber werde die Beſtimmung ſich ſehr e und 

ma nchen eg bei ſeiner Pflicht zurückhalten. Was die Vorlage wegen 
der Gewerbegerichte betreffe, ſo halte er die Zulaſſung einer Appellation an 
die ordentlichen Gerichte für höchſt unzweckmäßig. Man mache dadurch die 

Einrichtung der Gewerbegerichte und die davon erwartete ſchnelle Schlich⸗ 

tung gewerblicher Streitigkeiten vollkommen illuſoriſch, da ſelbſtverſtändlich 

Jeder, der mit einer Eniſcheidung des Gewerbegerichts unzufrieden ſei, den 

Weg der Appellation beſchreiten werde. Im übrigen hoffe er, daß die B 

lage wobl geeignet ſein werde, den 9 zu entſprechen. 

Hierauf vertagt das Haus die weitere Debatte bis Montag 11 Uhr. 
Se de an eigt an, BB 50 e ee 

orlage au e nung ber Dinstag⸗Sitzung ſtellen 
werde. Schluß 4% Uhr. en 


Berlin, 2. März. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat dem 
Departementslaſſen⸗ und Rechnungs⸗Reviſor, ve eydel zu 


Stettin, den Königlichen Kronen⸗Orden dritter Klaſſe; dem Förſter Dobel 
0 Forfibaus Brunken I im Kreiſe Soldin das lena Ehrenzeichen, 
owie dem Barbier Max Dokupil zu Coſel die Reitungs⸗Medaille am 
Bande verliehen. 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König bat im Namen des Deutſchen Reichs 
den Kaufmann J. Visger Miller zu S. Vincente (Cap Verdiſche Inſeln) 
zum Conſul des Deutſchen Reichs bel ernannt. 

Se. Majeſtat der Kaifer hat im Namen des Reichs die von dem Biſchof 
zu Metz vorgenommene Ernennung des Hilfspfarrers Johann Auguſt Marſal 
in Vahl 55 Pfarrer in Dieuze, Bezirk Lothringen, beitätigt. 

Se. Majeftät der König bat den Oberpfarrer Ernſt Helmuth Robert 
Werner in Wittenberge zum Superintendenlen der Diöcefe Perleberg, 
Regierungsbezirk Potsdam, ernannt. 

Der Ober⸗Poſtdirections⸗Secretar Magalle in Berlin iſt zum Geheimen 
sipedirenden Secretär und Calculator bei der oberſten Bolt: und Tele: 


graphenverwaltung ernannt worden. — Der Arzt Dr. med. Hölthoff iſt gearbeitet hat. Derſelbe iſt auch jetzt wieder unwlderſprochener Mii⸗ 


mit Belaſſung ſeines Wohnſitzes in Bardeleben zum Kreiswundarzt des 
Kreiſes Wolmirſtedt ernannt worden. — Der bisherige Krelsbaumeiſter 
Brumbard zu Arolſen iſt zum Bau⸗Jn ſpector Laſelbſt befördert worden. 
— Der Lehrer Dr. Heinrich Göbel iſt „am Ge werbeſchullehrer ernannt und 
an der Gewerbeſchule zu Coblenz ang stellt worden. 


Verſetzt find: der Kreisgerichtsra lg Hubri als Stadt⸗ 
1 925 115 ng, 1 Mailen . Ne dee Schulze 
mit Penſion iſt ertbeilt: der, . e eee eee die Provinz Poſen zunächſt keine Anwendung finden ſollte. 
ſtadt, dem Stadtgericharath rin in Berlin, dem Kteisgerichtsralh und hat dle Regierung der beſſeren Einſicht 
Abtpeilungs:Dirigenten Ba) cke in Halle a. d. S. und dem Kreisgerichisrath Verhältnlſſe fo weit nachgegeben, daß Graf Eulenburg 
Buckow in Belzig. Plenarſitzung am 21. März 1872 erklären mußte: „Die 

Berlin, 2. März. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] Vorlage der Regierung, wie fie eingebracht wurde, kann in 
nahm heute die Vorlräge des General:Adjutanten von Albedyll, ſowie dieſem Punkte von ihr nicht auftecht erhalten werden.“ 
des Wirklichen Gehelmen Ralhs von Wllmowski entgegen und empfing Obgleich die Juſtizcommiſſton des Herrenhauſes bereits das Ausführungs⸗ 
den General Adjutanten Grafen von Brandenburg II. geſetz zur Gerichtsverfaſſung durchberathen hat, iſt die erſte Plenar⸗ 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königinf war geſtern Abend ſitzung doch bis zum Mittwoch, den 13. d. M., hinausgeſchoben. Man 
in der Keſerin⸗Auguſta⸗Stiſtung anweſend. — Die von Dresden zurück- behauptet, es ſei dies geſchehen, weil voraußgefegt werden müßte, daß 
gekehrt“en Herrſchaflen, der Erbprinz und die Erbprinzeſſin von Hohen- bel den wichtigen Verhandlungen, dle in dieſer Woche den Reichstag 
zoller a, waren zum Thee bet Ihren Majeſtäten. beſchäftigen werden, diejenigen Mitglieder, welche zugleich dem Herren⸗ 

(Se. ⸗Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] hauſe angehören, nicht gern fehlen würden. Der Grund iſt nicht ganz 


kreiſen wird gegenwärtig daran erinnert, daß die Regierung ſelbſt noch 
im Jahre 1872 gar nicht daran dachte, Poſen von der Kreisordnung 


— 


Am geſtern Vormittag um 11 ½ Uhr die Meldung des zur Geſandt⸗ zurückzuweiſen, aber für die Abgeordneten des anderen Hauſes, die 


ſchaft in Brüſſel commandirten Majors von Sommerfeld entgegen. jetzt bereits drei Wochen feiern und nach den Verfaſſungsbeſtimmungen 
Mittags um 12%, Uhr begaben Sich die höchſten Horrſchaften nach auf die Fortzahlung der Diäten nicht Verzicht leiſten können, entſleht 
Potsdam und wohnten in der Friedenskirche daſelbſt der Trauung des dadurch eine weitere unliebſame Verzögerung des endlichen Schluſſes 
Hauptmanns im Großen Generalſtabe, Grafen von Keller, mit der der Seſſion, für die Staatskaſſe eine nicht unbeträchtliche Mehrausgabe, 
verwitweten Frau von Stojentin, Tochter des Ober⸗Schloßhauptmanns da jeder einzelne Tag 2—3000 Thlr. koſtet. Man glaubt, daß Herr 
und Intendanten der Königlichen Gärten, Wirklichen Geheimen Rath v. Bennigſen die nächſte Sitzung nicht vor dem 18. März werde be⸗ 
Grafen von Keller, bei. Im Laufe des Nachmittags kehrten die höchften | rufen können, und wenn das Plenum des Herrenhauses die Anträge 
Herrſchaften nach Berlin zurück. (R.⸗Anz.) ſſeiner Commiſſion in Betreff der Aenderung wichtiger Punkte ans 
Berlin, 3. März. [Verhandlungen zwiſchen Bis⸗ nehmen ſollte, iſt alle Ausſicht vorhanden, daß das Ende des Monats 
marck und den Nationalltberalen. — Verbleiben Camp- herankommt, ehe die Vorlage Geſetzeskraft erlangt. Von anderer 
hauſens. — Conferenzen über die Kreisordnung für Seite nimmt man indeſſen an, daß das Abgeordnetenhaus gleich zeitig 
Poſen. — Wiederzuſammentritt der beiden Häuſer desſmit dem Herrenhaus am 13. zuſammentreten wird, well die Regle⸗ 
Landtages. — Die Schulbildung im deutſchen Heere. — rung auf die Erledigung des Forſtdiebſtahlgeſetzes, der Sy⸗ 
Parlamentariſche Soiree beim Fürſten Bismarck.] Seit] nodalordnungen und des Vertragsentwurfs betreffs der Berliner 
geſtern wird ein Umſchwung in der inneren Kriſis gemeldet, deſſen Stadtbahn Werth legt. — Aus einer neueren ſtatiſtiſchen Ueberſicht 
Phaſen in parlamentariſchen Kreiſen je nach der Stellung der Parteien über die Schulbildung der im Deutſchen Reiche bei dem Landheer und 
theils mit Befriedigung, theils mit Unruhe beobachtet werden. Ver⸗ der Marine eingeſtellten Mannſchaften, die freilich nur für Preußen 
zeichnen wir zunächſt die uns gemeldeten Thatſachen. Nach der Rück- vollſtändige Ziffern bietet, ergiebt ih das erfreuliche Reſultat, daß der 
kehr des Präſidenten v. Bennigſen aus Hannover verhandelte derſelbe Procentſatz der ohne Schulbildung Eingeſtellten ſich mit jedem Jahre 
abermals mit dem Reichskanzler. Man glaubt in Folge deſſen an verringert. 
verſtrter Stelle darauf hinweiſen zu müſſen, daß die von den Journalen 2,37, im Jahre 1876/77 nur 2,12 Procent. In Preußen fiel er 
mitgetheilte Nachricht, als ob die Fäden der Verhandlungen zwiſchen vom Jahre 1872/73 an von 4,58 auf 3,98 auf 3,70 auf 3,19 auf 
dem Reichskanzler und den Nationalliberalen abgeriſſen worden ſeien, 2,91. Es iſt hier alſo eine ſtetige Beſſerung zu conſtatiren, die man 
auf einem Mißverſtändniß beruhe. Es wird heute verſichert, daß ſpeciell der Förderung des Volksſchulunterrichts in den beiden in 
Fürſt Bismarck dem Freiherrn von Bennigſen den Eintritt dieſer Beziehung am meiſten vernachläſſigten Provinzen, Preußen 
in das preußiſche Cabinet reſp. in den Reichsdienſt jetzt ebenſo offen; und Poſen, zu verdanken ſcheint. Für dieſe beiden Provinzen be⸗ 
halte, wie zum Beginn der Verhandlungen. 
Fürſten hält man deſſen Geſundheitszuſtand nicht für fo gefeſtigt, um bis 1876/77: für Preußen 12,49, 10,64, 10,11, 8,77, 8,66 und 
an höchſter Stelle ſolche Conceſſionen zu erringen, für die ein gewiſſer für Poſen 18,90, 16,26, 16,05, 13,91, 12,93. Wie geſagt, die 
Auſwand von Kräften und Zeit erforderlich iſt. Dies durchzuführen, Beſſerung iſt, wie ſich aus dieſen Ziffern ergiebt, eine ſtetige, aber es 
ſel Sache jenes Mannes, der berufen iſt, an eine Stelle zu treten, bleibt immer noch genug zu thun übrig. 
von wo aus er einen directen Einfluß auf den Monarchen auszuüben Berlin, 2. März. [Der Kaiſer und das Demiſſions⸗ 
im Stande iſt. Fürſt Bismarck mußte ſich Jahre lang mühen, ehe er geſuch Camphauſenz.] Die „Nat.⸗Ztg.“ meldet: Die Entſchlie⸗ 
die herkömmlichen Intereſſen und die perſönlichen Abneigungen über⸗ ßung Sr. Majeſtät des Kaiſers gegenüber dem Entlaſſungsgeſuch des 
wunden und dem Neuen die Bahnen geebnet hatte. Die neuere Ges Finanzminiſters Camphauſen iſt, gutem Vernehmen nach, dahin er⸗ 
neration der Staatsmänner würde dies auch lernen müſſen, wenn ſie gangen, daß zur Zeit ein Grund für das Entlaſſungsgeſuch nicht vor⸗ 
nicht etwa verlangt, daß fie nur günſtige faits accomplis ver- liege und der Finanzminiſter zunächſt die Beſchlüſſe des Reichstages 


zeichnen fol. Die conſtitutionelle Doctrin jet heute bei uns gegenüber den Steuervorlagen abwarten möge. 
noch ebenſowenig ins Fleiſch und Blut der leitenden Kreiſe [(Die parlamentariſche Soiree des Reichskanzlers] fand noch 
übergegangen, als vor 20 Jahren. Damals habe man weder einmal in den ſeitherigen Räumen ſtatt, da die neuen Räumlichkeiten im 


ehemaligen Palais Radziwill trotz aller Anſtrengungen noch nicht fertig ge⸗ 
das Steuerverweigerungsrecht, noch ſonſtige conſtitutionelle Ga⸗ nen werden konnten. Unter den Anweſenden bemerkte nk — 5 


rantien à font prie verlangt, wenn es auch ſchon Mode ge⸗ ſchall Grafen Moltke, die Praſidenten des Reichstages von Fordenbed, von 
weſen, Miniſterprogramme anzufertigen. Als König Wilhelm 1862 Stauffenberg und Fürft Hohenlohe⸗Langenburg, die Miniſter Falt, Achen⸗ 
von Herrn v. Bismarck ein ſolches verlangte, antwortete dieſer: „Ich bach, Hofmann, den Generalpoſtdirector Stephan, den Praſidenten und Vice⸗ 


will die Premierſchaft übernehmen, bitte aber Eure Maſeſtät, mich praſidenten des Abgeordnetenhauſes v. Bennigſen und Graf Bethuſy, ſowie 


eine Reihe von Mitgliedern des Bundesraths, des Reichstages, u. A. die 

von der Vorlegung eines Programms zu entpeben. Dabei blieb es Abog, Bamberger, v. Saucen Tawalſchen, . Sede t m. Ke 

auch. Seitdem iſt eine Schwierigkeit inſofern hinzugetreten, als die die Gnaſſer Abgeordneten Schneegans, Neſſel, Bergmann, ſowie viele Mit⸗ 

Anforderungen an eine Mehrheitsregierung ſich mit der Abneigung ; glieder der Reichsbebörden. Man ſah den Reichskanzler den größeren 
3 Theil des Abends in fortgeſetzter Unterhaltung mit dem Präſidenten 

des Kaiſers kreuzen, von ſeinen bewährten Mini ſtern zu ſcheiden. dez Reichstages, Herrn v. For denbed. 

Died trat auch gegenüber dem Entlaſſungsgeſuch des Finanzminiſters x * 

Camphauſen hervor. Der Reichskanzler ſah ſich in die Lage verlegt, Frankreich. 


theilung zuſolge den Berathungen zu Grunde gelegt. In Abgeordneten! 


1 
aus zuſchließen, daß fie vielmehr für dieſe Provinz nur gewiſſe Reſervate 
beantrage und daß erſt in der Commiſſion des Abgeordnetenhauſen 
die Beſtimmung angenommen iſt, nach welcher die Kreisordnung auß 
Damals 
der Abgeordneten in die 
in der 


Er betrug im Etatjahr 1875/76 für ganz Deutſchland 


In der Umgebung des trugen nämlich die Procentſätze in der angegebenen Zeit, von 1872/78 


or- 


den Wünſchen des Katſers zu entſprechen und kündigte vorgeſtern Herrn 
Camphauſen ſeinen Beſuch an. Dieſer beeilte ſich indeſſen in der 
Amtswohnung des Fürſten zu erſcheinen, wo eine lang andauernde 
Conferenz ſtattfand. Nach derſelben verfügte ſich der Reichskanzler nach 
dem kaiſerlichen Palais, und das Reſultat des Vortrages liegt jetzt vor. 
Aus zuverläſſiger Quelle erfahren wir, daß das Entlaſſungsgeſuch 
des Finanzminiſters vom Kaiſer vorläufig mit dem Bemerken abge⸗ 
lehnt worden iſt, daß zur Zeit ein Grund für den Rücktritt des 
Miniſters nicht vorliege. Es ſoll die weitere Entwickelung der allge⸗ 
meinen politiſchen Verhältniſſe abgewartet werden, bevor eine Entſcheil⸗ 
dung über einen Nachfolger des Finanzminiſters getroffen wird, welcher 
der parlamentariſchen Situation gewachſen iſt. Der Reichskanzler will 
zunächſt ſehen, wie ſich bei der Debatte über die Stellvertretungsvor⸗ 
lage die Verhältniſſe der nationalliberalen Partei geſtalten werden. 
Uebrigens iſt bei den in neueſter Zeit mit den Führern der national: 
liberalen Partei ſtattgehabten Conferenzen auch die Finanzminiſterfrage und 
das Verbleiben des Finanzminiſters Camphauſen im Amt lebhaft erörtert 
worden. In parlamentariſchen Kreiſen nimmt man an, daß in der längeren 
Unterhaltung, welche geſtern in der Soiree des Reichskanzlers dieſer 
mit dem Präſidenten v. Forckenbeck hatte, die erwähnten Fragen ein⸗ 
gehend erörtert worden ſind. — Der Miniſter Dr. Friedenthal ſcheint 
dem Landtage beweiſen zu wollen, daß es ihm mit der Weiterführung 
der Verwaltungsreform Ernſt iſt. Daher jetzt die Conferenzen zur 
1 einer Kreisordnung für die Provinz Poſen, denen in 
kurzer Zeit ſolche Betreffs Schleswig⸗Holſteins folgen ſollen. Man iſt 
mit Recht erſtaunt geweſen, daß zu dieſen Conferenzen nicht einige 
mit Land und Leuten innig vertraute Abgeordnete, wie z. B. Hr. 
Witt⸗Bogdanowo u. ſ. w., hinzugezogen, daß vielmehr ausſchließlich 
Reglerungs⸗ und Lan dräthe zur Thellnahme berufen find. Dem gegen⸗ 
über behauptet heute ein offictöſer Artikel, daß die Berathungen auf 
einen kleinen Kreis fach: und landeskundiger Beamten beſchränkt fein 
müſſen, da nach der Natur der Sache die Staatsregierung zunächſt 
die alleinige Aufgabe hat, mit den zu Gebote ſtehenden Kräſten Ent⸗ 
würfe in ihren Grundgedanken und ihrer weſentlichen Formullrung 
zu componiren.“ Wenn dieſe Behauptung für die Neuordnung der 


Verhältniſſe in allen anderen Provinzen, welche die Kreisordnung noch fortgedauert hat. 


O Paris, 28. Febr. [Zur orientaliſchen Kriſis. — Zum 
Belagerungszuſtandsgeſetz. Aus der Deputirten⸗ 


kammer. — Wahlprüfungen. — Strike unter den Berg⸗ 


leuten des Departements Saone⸗et⸗Lolre. — Mtilitai⸗ 
riſches. — Zur Preſſe.] Die inneren Vorgänge verlieren mehr 
und mehr an Intereſſe Angeſichts der Beſorgniſſe, welche die orienta⸗ 
liſche Kriſis hervorruft. Man wird hier nachgerade ſehr unruhig, und 
von dem alten zuverſichtlichen Glauben an eine baldige friedliche Löfung 
iſt wenig übrig geblieben. Aus den widerſprechenden Nachrichten, die 
von allen Seiten einlaufen, glaubt man wenigſtens dies mit Be⸗ 
ſtimmtheit herauszuleſen, daß die engliſche Regierung allen Ernſtes 
rüſtet und daß England entſe loſſen iſt, Rußland die Zähne zu zelgen. 
Man weiß aber, daß, wenn John Bull ſich etwas in den Kopf geſetzt 
hat, er ſchwer mit ſich reden zu laſſen pflegt. Die Kammern von 
Verſailles hielten geſtern keine Sitzung nad das einzige parlamenta⸗ 
riſche Begebniß des Tages war eine Unterredung Dufaure's mit der 
Senatscommiſſion für das Belagerungszuſtandsgeſetz. Die Commiſſton 
iſt, wie man weiß, ihrer Mehrheit nach reactionalr, und fie hat meh⸗ 
rere Veränderungen an dem von der Kammer votirten Geſetze vorge⸗ 
nommen. Ueber dieſe Veränderunges hatte der Conſeilspräſident feine 
Meinung zu äußern. Es heißt z. B. in dem Geſetz der Kammer, 
daß der Belagerungszuſtand nur im Falle einer unmittelbar drohenden 
Gefahr in Folge eines auswärtigen Krieges oder eines bewaffneten 
Aufſtandes proklamirt werden kann. Dieſer letztere Ausdruck iſt von 
der Commiſſion durch den weit unbeſtimmtern: „im Falle einer innern 
Gefahr“ erſetzt werden, in der offenbaren Abſicht, der Willkühr der Re⸗ 
gierung einen größeren Spielraum zu laſſen. Dufaure ſprach ſich ſehr 
entſchieden gegen die Aenderung aus und ebenſo entſchieden verlangte 
er die Beibehaltung des Paragraphen, wonach die Dauer des Belage⸗ 
rungszuſtandes durch ein Geſetz beſtimmt werden muß. Der Paragraph 
war von der Commiſſion in der ſchon angedeuteten Abſicht einfach ge⸗ 
ſtrichen worden. Indem der Minifter das Vorhaben der Commiſſion 
bekämpfte, führte er unter Andern an, daß der Belagerungszuſtand, 
der beim Beginne des Krieges von 1870 proklamirt wurde, in manchen 
Departements gegen jede geſunde Rechtsauffaſſung bis zum Jahre 1875 
Ferner heißt es in dem Geſetze der Kammer, daß 


entbehren, zutreſſend fein ſollte, für Poſen trifft fie entſchieden nicht wenn in Abweſenheit der Landesvertretung der Belagerungszuſtand 


zu. Nicht allein find für dieſe Provinz die „Grundgedanken“ nach proklamirt worden, die 


der früheren ausdrücklichen Verſicherung der Staatsregierung in der 
für die anderen fünf öſtlichen Provinzen geltenden Kreis verfaſſung ge⸗ 
geben. Es iſt auch die „weſentliche Formullrung“ ſchon „componirt“ 


Kammern von ſelbſt binnen 2 Tagen zu⸗ 
ſammentreten. Die Commlſſion dagegen jagt: „der Präſident 
der Republik hat binnen 8 Tagen die Kammern zu berufen.“ 
Der Unterſchied zwiſchen den Beiden Beſtimmungen fpringt 


in einem Geſetzentwurfe, den Herr Friedenthal ſelbſt, allerdings noch in die Augen. Auch hier vertheidigte Dufaure energiſch den urſprüng⸗ 


als Abgeordneter, aber nicht ohne Wiſſen des Mintſteriums und mit Beihilfe 
der übrigen deutſchen Vertreter der Provinz vor einigen Jahren aus⸗ 


lichen Text, und in allen andern nebenſächlichen Stücken beſtand er auf 
der Annahme des Geſeßes, ſowie daſſelbe von der Kammer angenommen 
® 


— 


2 


worden. Die Commiſſton gab aber dem Conſeilspräſidenten nicht nach. 


sefimmungen nur als Amendeinents wieder eingebracht werden können. 
Im glaubt trotzdem in den parlamentariſchen Kreiſen an die Her⸗ 
Mod des eren Textes. Gs it wahrscheinlich genug, daß ſich die 
orgänge bei der Diöcuffion des Colportagegeſetzes bei Gelegenheit des 
dea rüngazatandegeſetzes wiederholen werden. Die reactionäre Clique 
es Senats iſt wüthend über die angebliche Treuloſigkeit der Conſtitu⸗ 
lonellen, welche für das Colportagegeſetz der Reglerung geſtimmt haben. 
einer Partelverſammlung, welche bei Daru gehalten wurde, fielen 
b heftige Reden, daß die angeſehenſten Conſtitutlonellen, an ihrer 
Spize d'Audifferet⸗Pasquier, ihren Austritt aus dem rechten Centrum 
angekündigt haben. Die Kammer fährt heute mit der Wahlprüfung 
fort, Von 21 Berlchten, welche ihr augenblicklich vorliegen, beantragen 
0 die Invalidtrung der betreffenden Deputirten. Unter dieſen 20 
Bedrohten befindet ſich auch der Herzog Decazes. Der ultramontane 
e Mun und einige ſeiner Geſinnungsgenoſſen reiſen heute nach Rom 
ab, um der Krönung Leo XIII. beizuwohnen. — Unter den Berg⸗ 
uten des Departements Saöne:et-Loire.ift ein Strike ausgebrochen. 
le Deputirten dleſes Departements wollen in einem Aufruf die Stri⸗ 
nden ermahnen, die Arbeit wieder aufzunehmen. Die Situation 
ſcheint ziemlich bedenklich, denn der Präfect von Chälons hat es für 
nöthig gehalten, hierher zu kommen, um perſoͤnlich mit dem Miniſter 
ückſprache zu nehmen. In Beſangon haben die Bäckergeſellen die 
Arbeit eingeſtellt. — In einem Rundſchreiben der Kriegsminiſters wird 
Berufung der Territorialarmee (der Altersklaſſen 1867 und 1866) 
auf den 26. und 27. April angekündigt. — Das ultraradicale Blatt 
„Le Peuple“ hat fein Erſcheinen eingeſtellt. 


. Provinzial-Zeitung. 


* Breslau, 2. März. [(Schleſiſcher Central⸗Verein zum Schutz 
der Tpiere.] In der letzten allgemeinen Verſammlung unter dem Vorſitz 
es Departements⸗Thierarztes Dr. Ulrich kam nochmals eine bereits in 
er letzten Vorſtandsſizung zur Sprache gebrachte Anzeige über Quälerei 
on Kühen in einem bieſigen Kuhſtalle 1 9 Verhandlung. Von ſachkundiger 
eite wurde nachgewieſen, daß in der Art der Auſſtellung der Kühe keines⸗ 
eg eine Qualerei, wie ſolche in der Anzeige geſeben wird, liege. — 
egenüber dem in unſerm letzten Berichte bereits erwähnten abſchlägigen 
eſcheide des Polizei⸗Präſidiums an den Verein, betreffend einen aus⸗ 
keichenderen Schutz der Ziehhunde, theilt der Vorſitzende eine Verordnung 
der Behörde in Kaſſel mit, welche auf Veranlaſſung einer Petition des vor: 
ligen Thierſchutzvereins zum Schutze der Ziehhunde erlaſſen worden iſt und 
te im Weſentlichen die Beſtimmungen enthält, welche auch der bieſige 
Verein in ſeiner Vorſtellung an das Polizei⸗Präſidium anſtrebte. — Der 
Nebelitand, daß auf bieſigem Schlachtbofe wegen Mangel an Stallungs⸗ 
Mumen Vieh oft während der Nächte im ſtrengen Winter im Freien 
kampiren muß, gab zu längerer Debatte Veranlaſſung und führte zu dem 
Veſchluß, Magiftrat und Polizei-Präſidium wiederholt auf dieſen Uebelſtand 
aufmerkſam zu machen und um Abhilfe zu petitioniren. Hierbei machte 
Vorſitzende die Mittbeilung, daß Magiſtrat mit der Abſicht umgehe, in 
erbindung mit dem Schlachtviehmarkte einen neuen Schlachibof zu erbauen. 
Voranſchläge und Zeichnungen follen bereits angefertigt fein. — Ein 
leiſchermeiſter theilt mit, daß die Viehtransportwagen, welche das Vieh 
dom Viehmarkte nach dem Schlachtbofe transportiren, vielfach jo überladen 
ind, daß einzelne Stücke erdrückt werden. So wurde erſt vorige Woche auf 
einem mit 28 Schweinen beladenen Wagen ein Stück erdrückt. Es wurde 
beſchloſſen, hierüber genauere Recherchen anzustellen und dann eventuell 
weitere Schritte zu tbun. Im Uebrigen wurden Referate erftattet und innere 
Vereinsangelegenheiten erledigt. 


Y Warmbrunn, 28. Febr. [Zur Lage der Weber.] Angeſichts 
der amtlichen Erhebungen, welche gegenwärtig in den Gebirgs⸗Diſtricten 
der Graſſchaft Glatz zur Abſtellung des dringendſten Nothſtandes daſiger 
armer Weberfamilien gemacht werden, dürfte ſich auch in unſerer Gebirgs⸗ 
gegend keine geringe Anzahl von armen Weberfamilien finden laſſen, die 
nicht minder einer kleinen Unterſtützung von Staatswegen bedürftig wären. 
Die vor ungefahr einem halben Jabrhundert noch blühend geweſenen Zu: 

ande der Leinwandweberei im Rieſengebirge, die zugleich den Flor zahl: 
reicher Leinwandbleichen in den Gebirgsdörfern bedingte, wich bekanntlich 
ſchon mir Anfang der 40er Jahre dieſes Jahrhunderts einem eben fo trau⸗ 
ticen Nothſtande, für welchen ſeit jener Zeit nur ungenügende Abhilfe ge: 
chaffen werden konnte. Zwar beſchäftigen noch jetzt einzelne tüchtige Han: 
dels⸗Firmen für Leinen eine Menge Weberfamilien unſerer Gebirgsdörfer; 
allein der größere Theil der Letzteren hat den Webſtuhl bei Seite ſtellen 
müſſen, da ſich nicht genügende Beſchäftigung fand, Natürlich hat ſich die 

ehrzahl der früheren Weber anderen Lebensbeſchäſtigungen zuwenden 
müſſen, vermöge welcher ſie nur ein dürftiges Daſein friſten. Wenn man 
erwägt, daß dieſe armen Leute bei dem geringen Tagesverdienſt nicht nur 
ihre Familie zu ernähren, ſondern auch Slaats⸗, Kirchen⸗ und Schulſteuern, 
o wie Communalſteuern aufzubringen haben, daß die Theuerung der be: 
reits aufs Hoͤchſte geſchraubten Lebensmittel auch fie namentlich in Betreff 
er Fleiſch⸗ und Meblpreiſe trifft, fo kann man im Ganzen und Großen 
nur jagen, daß immer noch ein guter Kern in unſerer Gebirgsbevölkerung 
eckt, der ſie ungeachtet ihrer dürftigen Lage in ihrer großen Mehrheit doch 
von ſocialiſtiſchen Umtrieben fern hält und ſie lieber mit dem zwar wenigen 
aber ehrlichen Verdienſt zufrieden ſein läßt, den ihnen ihre kleine Scholle 
gewährt. Es war daher kein Wunder, daß der überſchwengliche Geldſegen 
der Milliarden⸗Jahre gegenüber der immer noch vorhandenen großen Ein: 
fachheit und Bedürfnißloſigkeit unſerer Gebirgsdörfler durch den ſtarken 
Srembenbefud jener Jahre, namentlich guch in unſerem Gebirge nicht ge⸗ 
nge Contraſte zu Tage förderte, die ſich häufig in derwunderten Aeuße⸗ 
rungen der Gebirgsbewohner über die ganz ungewohnliche Spendibililät 
einzelner Fremden Luft gemacht haben ſoll. f 


A. Leobſchütz, 28. Februar. [Kaufmänniſcher Verein. — Lehrer 
Schmack f. — Freiwilliger Feuer⸗Rettungs⸗Verein.] Es iſt in 
unſerer Stadt die ſeit längerer Zeit angeſtrebte . Geſchafts⸗ 

uten zu Stande gekommen, ihre Waaren von Breslau in Se ee 
u beziehen, um die Begünſtigung des neuen Tarifs der Oberſchleſiſchen 

ſenbahn, nach welchem ſich die Meade für Wagenladungen bedeutend 
niedriger ftellen als bei der Einzelſracht, auch den bieſigen Geſchaftsleute 
zu veiſchaffen. Zu dieſem Zwecke ſoll, wie in der letzten, den 27. d. Mts. 
abgehaltenen Sitzung des hieſigen Kaufmäanniſchen Vereins beſchloſſen 
wurde, mit einem Spediteur in Coſel ein Vertrag abgeſchloſſen werden. 
An Rollgeld von Stadt Breslau nach dem Oberſchleſiſchen Bahnbofe ſoll, 
wenn wir recht hörten, ein Betrag von 10 Pf. pro 50 Kilo, dagegen Spe⸗ 
ditionznachnahmen dem Spediteur nicht gezahlt werden. Zu der Vereini⸗ 
gs baben ſich bis jetzt 57 Geſchäftsleute e — In der erwähnten 

itzung bielt der Opmnafial-Oberlebrer, rofeſſor Dr. Winkler, einen 
Vortrag Über die Formationen der Erdoberflache, welcher, obgleich dieſes 
Tbema in dem laufenden Winterfemeſter in einem anderen Verelne von 
demſelben Redner ſchon einmal behandelt worden war, eine große Anzahl 
der Vereinsmitglieder berbeigelodt hatte. — Vor wenigen Tagen ſprang der 
Lehrer Schmack in Hochtreſſcham im Fieberparoxismus durch das Fenſter aus 
Be Wobnung, in dem Augenblide, wo jeine Pflegerin Brennmaterial 
erbeiholte, und wurde eine halbe Stunde pa in einem Straßengraben 
todt aufgefunden. Dem Anglüdlihen gebührt der Ruf einer wackeren, 
ſtrebſamen und begabten Volksſchullebrers. — Bei Gelegenbeit der in den 
erſten Tagen dieſer Woche ſtattgebabten Beſichtigung der hieſigen Escadron 
durch den Regiments⸗Commandeur Köhler führte zu 1 55 Ehre unſer „Frei⸗ 
williger Feuer⸗Rettungs⸗Verein“ eine Uebung an den Garniſonſtallgebäuden 
aus, was dem Genannten Veranlaſſung gab, dem Verein als zahlendes 
Mitglied beizutreten. 


. LEEREN 
Gleiwitz, 2. NN [Vermißt. — Viehmarkt. — Verletzung. 
— Gingefangen. — Kreistag.] Seit 6 Tagen wird der Kunſtgärtner 
Leopold von bier vermißt und ſind alle über den Verbleib des Genannten 
angeſtellten Recherchen bis jetzt erſolglos geblieben. Soviel ift ſeſtgeſtellt, daß 
Lam pergangenenſhlontag gegen 11 Uhr Abends ein Schanklocal am Neumarkt 
verlaſſen und ſeit diefer Zeit nicht mehr geſehen worden iſt. Man ber: 
Geldet, daß L. in den Klodnitz⸗Canal gefallen und ertrunken iſt. — Bei 

elegenheit des letzten Viebmarktes waren auf dem Roßmarkte gegen 500 
Pferde aufgetrieben und Käufer aus den meiſten Städten der Provinz, fo: 
bel aus Borlin, Hannover und Sachſen vertreten. Der Preis für Reitpferde 
elief ſich auf 1000 bis 2000 Mark, für Wagenpferde auf 800 bis 1200 M., 


Sie wird ihr verändertes Project vorlegen, ſo daß dle urſprünglichen 


für Arbeitspferde auf 300 bis 500 Mark, für gewöhnliche Ackerpferde 180 
bis 350 Mark und für Pferde ganz gewöhnlicher Art 90 bis 150 Mark pro 
Stück. — Am letzten Vie hmarkte folg ein auswärtiger Fleiſcher einem 
jungen Manne, mit welchem er in Streit gerathen war, zmit einem Stock das 
rechte Aube aus, fo deiß die ſofortige Unterbringung des Verletzten in das 
ſtadt. Krankenhaus erfolgen mußte. — Durch den Polizeiſergeanten Brzoza von 
bier wurde dieſer To ge ein ſeit längerer Zeit steckbrieflich verfolgter Verbrecher, 
welcher aus dem Polizeigefängniß zu Bitſchin entwichen war, eingefangen und in 
das hieſ. Gerichts gefängniß angeliefert. — In der letzten Sitzung des Kreistages 
geb der Vorſitze ade, Herr Landrath Graf Strachwitz, eine Ueberſicht über die 
treis⸗Commu aalkaſſen⸗Rechnung für das Rechnungsjahr 1876/77 und knüfte 
bieran eine eingehende Darſtellung der Einnahme: und Ausgabe⸗Verhällmiſſe 
und der erzielten Erſparniſſe in den einzelnen Fonds, wonach ſich eine Er⸗ 
ſparniß von 10,002,04 Mark ergiebt. Nach der Mittheilung des Vorſitzenden 
dürften bei Uebernahme dieſer Summe in den neuen Etat die Steuern redu⸗ 
eirt, wenigſtens aber nicht erhöht werden. Nach Erledigung einiger in der 
Rechnungs⸗Reviſionsverhandlung vom 27. November pr. gezogenen Monita 
wurde die Geſammtrechnung in einer Einnahme von 497,476,31 M., einer 
Ausgabe von 345,524,08 M. mit einem Geſammtbeſtande von 152,125,23 M. 
nach den Anträgen des Kreis⸗Ausſchuſſes angenommen und dem Rendanten 
Decharge ertheilt. — Zu Mitgliedern der Einkommenſteuer⸗Einſchätzungs⸗ 
Commiſſion wurden theils durch Acelamation, theils durch Stimmzettel ge⸗ 
wählt die Herren: Oeconomierath Guradze auf Toſt, Rittergutsbeſitzer Gu⸗ 
radze⸗Kottliſchowitz, Gutsbeſitzer Goretzki⸗Peiskretſcham, und zu deren Stell: 
vertretern die Herren: Lieutenant Guradze⸗Kottulin, Graf von Strachwitz auf 
Kaminietz und Bürgermeiſter Hirſchberg,Toſt. — Zu Mitgliedern des Kreis⸗ 
ausſchuſſes wurden der Oeconomierath Guradze⸗Toſt und Bürgermeiſter a. D. 
Teuchert gewählt. — Hiermit waren die Vorlagen des Kreistages erledigt. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolf's Telegr.⸗Bureau.) 

Wien, 3. März. Die „Montagsrevue“ erörtert die Creditvorlage 
der Regierung und hebt dabei hervor, Oeſterreich werfe keine Macht⸗ 
frage auf, ſondern es rectificire nur die aufgeworfenen Machtfragen. 
Das Wiener Cabinet habe niemals daraus ein Hehl gemacht, daß es 
die Bildung eines großen ſüdſlaviſchen Staates auf der Balkanhalb⸗ 
inſel nicht zugeben könne, während nach den Stipulationen von Adria⸗ 
nopel und Kaſanlik Bulgarien doch einen ſolchen Staat repräſentire. 
Oeſterreich habe ferner eine dauernde Occupation Bulgariens durch 
Rußland ſtets zurückgewieſen. Die Miſſion Sumarakoff's und die 
während der Konſtantinopeler Conferenzen aufgeworfene Garantiefrage 
ſeien an dieſer Einſprache geſcheitert. Wenn dle ruſſiſch⸗ türkiſchen 
Friedensvereinbarungen ein längeres Verweilen der ruſſiſchen Armee 
auch über den Friedensſchluß hinaus beabſichtigten, ſo ſtehe dies in 
grellem Widerſpruch zu der Politik Oeſterreichs und zu den Eroͤffnungen, 
welche Oeſterreich in diefem Sinne habe an das Petersburger Cabinet 
gelangen laſſen. — Gegenüber den Meldungen deutſcher Blätter über 
eine Wiederaufnahme der deutſch⸗öſterreichiſchen Zollvertrags⸗Verhand⸗ 
lungen ſchreibt die „Montagsrevue“, der öſterreichiſchen Regierung ſei 
von einer Eröffnung neuer Vertrags⸗Verhandluntzen nichts bekannt, 
noch weniger von einem Termin für die Eröffnung derſelben. Oeſter⸗ 
reich erachte den Beginn neuer Verhandlungen, bevor der autonome 
Zolltarif beſchloſſen fet, für ausgeſchloſſen. 

Wien, 3. März. Die „Montagsrevue“ dementirt entſchieden alle 
beunruhigenden Gerüchte über die bevorſtehende Ergreifung militäriſcher 
Maßregeln und hebt dabei hervor, daß für die Creditforderung von 
60 Millionen Gulden vorerſt nicht einmal die Art und Weiſe der 
Deckung votirt werden ſolle. Dies beweiſe, daß es ſich nicht um eine 
derzeitige Verausgabung dieſer Summe handle. Das genannte Organ 
Aab daß die orlentaliſche Frage in friedlicher Welſe gelöſt werden 
werde. 

Wien, 3. März. Im Gegenſatz zu Pariſer Berichten, nach welchen 
die Dividende der öſterreichlſchen Staatsbahn 32 Francs betragen folle, 
erfährt die „Preſſe“ von maßgebender Seite, daß die Dividende der 
öſterreichiſchen Staatsbahn keinesfalls 30 Francs überſteigen werde. 

Nom, 2. März. Heute fand die Inveſlitur des Königs mit dem 
Hoſenband⸗Orden in Gegenwart der Königin und der hohen Würden⸗ 


träger ſtatt. 


Nom, 2. März. Seit geſtern waren hier die ſonderbarſten Ge: 
rüchte über die Gründe verbreitet, welche zu der Beſtimmung, daß die 
feierlichen Vorbereitungen zu der Krönung des Papſtes und der Er⸗ 
theilung des Segens durch den Papſt eingeſtellt worden, Anlaß gegeben 
haben ſollten. Man behauptete, daß von dem Vatican Gegenbefehle 
ertheilt worden ſeien aus Furcht vor unehrerbietigen Kundgebungen 
und Feindſeligkeiten, welche die italieniſche Regierung nicht verhindern 
zu köunen erklärt hätte. 
rüchte als böswillig ausgeſtreute und erklärt dieſelben für unbegründet 
mit dem Hinzufügen, daß, wenn die angekündigten Felerllchkeiten ſtatt⸗ 
gefunden hätten, die Ruhe innerhalb wie außerhalb der Peterskirche 
ſicherlich nicht geſtört worden wäre. Die Regierung hätte keinerlei 
Anlaß gehabt, ſich in dieſer Beziehung Beſorgniſſen hinzugeben. 

Nom, 3. März. Die „Riforma“ erwähnt die Gerüchte, nach 
welchen der Miniſter des Innern, Crispi, ſeine Demiſſton gegeben 
hätte, und erklärt denſelben gegenüber, daß der Miniſter nie daran 
gedacht habe, von ſeinem Amte zurückzutreten, welches ihm der König 
Victor Emanuel anvertraut und in welchem ihn der König Humbert 
beſtätigt habe. Seine Gegner mögen wohl feinen Entſchluß zum 
Rücktritt wünſchen, da fie Alles aufbieten, ihn zu einem ſolchen Schritte 
zu drängen. Der Miniſter habe die Regierungsgewalt übernommen, 
um den Bitten feiner Freunde zu entſprechen, welche gewohnt ſelen, 
in ihm einen Verfechter der Ideen der Linken anzuerkennen. Er 


werde fein Portefeuille nur in Folge eines Votums der Kammer 
niederlegen, welcher allein das Schiedsrichteramt in dieſer Angelegen⸗ b 
heit zuſtehe. 


Nom, 3. März. Zur Ernennung Franchi's zum Staats ſecretär 
meldet die „Agence Stefani“: Die zum Vatican in Beziehung ſtehen⸗ 
den katholiſchen Mächte hätten, ſobald ſie vom Beſchluſſe des Papſtes, 
Simeoni als Staatsſecretär zu beſtätigen, Kenntnulß erhalten hatten, 
von einigen Cardinälen unterſtützt, Bemerkungen ſolcher Art gemacht, 
daß Simeoni, welcher bereits im Begriffe geſtanden habe, vom Staats⸗ 
Secretärpoſten Beſſtz zu ergreifen, ſofort demiſſtoniren mußte. Die 
Mächte hätten in der Beftätigung Simeonis die Fortſetzung der Politik 
erblickt, welche ſie der gegenwärtigen Epoche für entſprechend nicht 
hätten erachten können. Der Papſt ernannte hierauf Francht zum 
Unterſtaatsſecretär. 

Nom, 3. März. Der Miniſterrath berieth geſtern die Frage, be⸗ 
treffs des Garantiegeſetzes und ſprach ſich dahin aus, daß das gedachte 
Geſetz, well es das Öffentliche kirchliche Recht des Staates regele, einen 
verfaſſungsmäßigen, organiſchen Charakter trage. 5 

Nom, 3. März. Wie die „Opinione“ im Gegenſatz zu ander⸗ 
weitigen Meldungen wiſſen will, wäre Cardinal Fraucht zum Staats: 
ſecretär ernannt. — Der Deputirtenkammer follen Geſetzentwürfe über 


die Wahlreform, über die Herabſetzung der Mahlſteuer, über die Salz: | b 


ſteuer, die Tabaks⸗Convention, den Handelövertrag mit Frankreich, den 
allgemeinen Tarif und die Eiſenbabn⸗Convention vorgelegt werden. 


Verſailles, 2. März. Die Deputirtenkammer hat heute den Ge⸗ 0 


ſetzentwurf, betreffend den Colportageverkauf der Zeitungen, mit der 
von dem Senate beſchloſſenen Abänderung angenommen. 
London, 3. März. Der „Obſerver“ ſchrelbt, bis geſtern Abend 
ſpät ſei bei dem auswärtigen Amte keine Nachricht bezüglich der wirklich 
erfolgten Unterzeichnung des Frledensvertrages eingetroffen. — Der 


Die „Agenzia Stefani“ bezeichnet dieſe Ge: fopf 


* 


„Obſerver“ will wiſſen, daß eine amtliche Beſtätigung der von der 
„Times“ gebrachten Nachricht, wonach die Pforte befohlen hätte, keine 
weiteren Kriegsſchiffe durch die Dardanellen paſſiren zu laſſen, nicht 
vorliege. 

. 3. März. Das „Reuter'ſche Bureau“ läßt ſich aus 
Konſtantinopel von geſtern telegraphlren, Rußland hätte in Bezug auf 
die Grenzen des künftigen Bulgarien nicht unerhebliche Zugeſtändniſſe 
gemacht, heute fet über die Kriegsentſchädigung verhandelt worden, 
der Anſpruch Rußlands auf einen Theil der türkiſchen Flotte ſei fallen 
gelaſſen worden. General Ignatieff habe heute mit Saofet Paſcha 
eine längere Unterredung gehabt, die Unterzeichnung des Friedensver⸗ 
trages ſei unmittelbar bevorſtehend. Morgen ſolle in San Stefano 
eine Truppenrevue ſtattfinden. g 

Petersburg, 3. März, Abends. Der Friedens⸗Vertrag iſt 
unterzeichnet. 

Petersburg, 4. März, 1 Uhr früh. Ein officlelles Telegramm 
des Großfürſten Nicolaus aus San Stefano vom 3. März, Nachmit⸗ 
tags 5 Uhr, meldet: Ich beehre mich, Ew. Majeſtät zum Frledens⸗ 
ſchluſſe zu beglückwünſchen. Gott verlieh uns Glück, die von Ew. 
Majeſtät begonnene große und heilige Sache zu beendigen. Am Tage 
der Befreiung der Leibeigenen erlöſte Ew. Majeſtät die Chriſten vom 
muſelmänniſchen Joche. 

Petersburg, 2. März. Die „Agence Ruſſe“ ſagt, die Meldung 
des „Daily Telegraph“, betreffend die Abberufung des engliſchen Bot⸗ 
ſchafters in Petersburg, Lord Loftus, für den Fall, daß ruſſiſche 
Truppen Konſtantinopel beſetzen ſollten, beziehe ſich auf eine vergangene 
Phaſe der Kriſis. Seit derſelben hätten die Ruſſen bereits San 
Stefano beſetzt. Bezüglich der Friedensbedingungen bemerkt die ge⸗ 
nannte Agence, daß es nicht bekannt ſel, ob der Friedensvertrag eine 
Klauſel zu Gunſten der Beſitzer türkiſcher Obligationen enthalten werde, 
indeß ſei daran zu erinnern, daß General Ignatieff in den letzten 
Sitzungen der Konſtantinopler Conferenz die Aufmerkſamkeit der Pforte 
ernſtlich auf die Nothwendigkeit gelenkt habe, ihren europäiſchen 
Gläubigern gerecht zu werden. 

(Aus L. Hirſch s Telegraphen⸗Bureau. g 

Köln, 3. März. Der „Köln. Ztg.“ wird aus Wien depeſchirt, 
daß Fürſt Bismarck für den Kriegsfall die unbedingte Neutralität 
Deutſchlands zugeſagt, aber gleichzeitig zu verſtehen gegeben habe, daß 
eine dauernde Schwächung Rußlands oder Oeſterreichs den deutſchen 
Intereſſen zuwiderlaufe. Die Erklärung ſoll die hieſige Kriegspartei 
etwas ernüchtert haben. 

Wien, 2. März. Nach einer dem „N. W. T.“ aus Berlin zu⸗ 
gegangenen telegraphiſchen Mitthellung bezeichnete Fürſt Gortſchakoff in 
einer an die auswärtigen Vertreter Rußlands gerichteten Note als die⸗ 
jenigen Punkte bezüglich deren Rußland zu Conceſſtonen geneigt ſei: 
die Vergrößerung Serbiens, den Hafenzuwachs Montenegros und die 
Forderung eines Thelles der türkiſchen Flotte. Betreffs der Conſtitul⸗ 
rung und Occupation Bulgariens müſſe Rußland dagegen unnachgiebig 
bleiben. 

Belgrad, 1. März. Fürſt Milan kehrte heute in Begleitung 
zahlreicher ruſſiſcher Offiziere hierher zurück. In Semendria wurden 
geſtern 41 Verhaftungen vorgenommen und zwar, wie verlautet, wegen 
einer vorbereiteten Verſchwörung gegen den Fürſten Milan, welcher 
durch Semendrla relſen ſollte, dieſe Stadt jedoch nicht berührte. 
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